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Übersicht mit Angaben gemäß § 125 Aktiengesetz in Verbindung mit Tabelle 3 der  
Durchführungsverordnung (EU) 2018 / 1212 (EU-DVO)  
 

A. Inhalt der Mitteilung 

A1 Eindeutige Kennung Ordentliche virtuelle Hauptversammlung der Siltronic AG am 12. Mai 2025 

(formale Angabe gemäß EU-DVO: 
97b10d1ce3eaef11b53e00505696f23c) 

A2 Art der Mitteilung Einberufung der Hauptversammlung 

formale Angabe gemäß EU-DVO: (NEWM) 

B. Angaben zum Emittenten 

B1 ISIN DE000WAF3001 

B2 Name des Emittenten Siltronic AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung 

C1 Datum der  
Hauptversammlung 

12. Mai 2025 

(formale Angabe gemäß EU-DVO: 20250512) 

C2 Uhrzeit der  
Hauptversammlung 

10:00 Uhr (MESZ) 

(formale Angabe gemäß EU-DVO: 08:00 Uhr UTC) 

C3 Art der  
Hauptversammlung 

Ordentliche virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der  
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung (mit 
Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 

(formale Angabe gemäß EU-DVO: GMET) 

C4 Ort der Hauptversammlung https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html  

Ort der Hauptversammlung 
im Sinne des Aktiengeset-
zes 

Einsteinstraße 172, 81677 München.  

C5 Aufzeichnungsdatum  Der technisch maßgebliche Bestandsstichtag vor Beginn des  
Umschreibestopps ist der 5. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) 

(formale Angabe gemäß EU-DVO: 20250505, 22:00 Uhr UTC) 

C6 Uniform Resource  
Locator (URL) 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html  

Sonstige Angabe 

E4 Abstimmung Die Abstimmung zu den Tagesordnungspunkten 2, 3, 4, 5, 7, 8, 9 und 10 hat 
jeweils verbindlichen Charakter 
 
(formale Angabe gemäß EU-DVO: BV) 

 
Die Abstimmung zu dem Tagesordnungspunkt 6 hat empfehlenden Charakter 
 
(formale Angabe gemäß EU-DVO: AV) 

 
Zu Tagesordnungspunkt 1 findet keine Abstimmung statt. 

E5 Alternative Optionen für 
die Stimmabgabe  

Zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 10 stehen jeweils folgende Optionen zur 
Verfügung: Befürwortung, Ablehnung, Stimmenthaltung 
 
(formale Angabe gemäß EU-DVO: VF, VA, AB) 

 
Weitere Informationen zur Einberufung der Hauptversammlung sind unter der angegebenen URL veröffentlicht. 
Dort finden Sie die Einladung mit Tagesordnung, Teilnahmevoraussetzungen und Angaben zu weiteren Aktionärs-
rechten.   

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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Siltronic AG 
München 

WKN: WAF300 

ISIN: DE000WAF3001 

Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren Aktionäre, 

wir laden Sie ein zur  

ordentlichen Hauptversammlung der Siltronic AG  

die am Montag, 12. Mai 2025, um 10:00 Uhr (MESZ), als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 

stattfindet. 

Die gesamte Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw.  

deren Bevollmächtigte im zugangsgeschützten Aktionärsportal auf der Internetseite der  

Gesellschaft unter https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html live in 

Bild und Ton übertragen. 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder durch Be-

vollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Voll-

machtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Ort der Übertragung der ordentlichen Hauptversammlung und damit der Ort der Hauptver-

sammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist der Sitz der Gesellschaft in der Einsteinstraße 

172 in 81677 München.  

Für die Aktionäre und deren Bevollmächtigte (mit Ausnahme von Stimmrechtsvertretern der 

Gesellschaft) besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur physischen Anwesenheit am Ort 

der Hauptversammlung. 

Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am Ende der Einladung 

im Anschluss an die Tagesordnung. 
  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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A. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernab-

schlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts für die Siltronic AG und den 

Konzern zum 31. Dezember 2024 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2024 und des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach 

§§ 289a, 315a HGB  

Die genannten Unterlagen sind auf der Homepage der Siltronic AG unter  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

abrufbar und werden den Aktionären in der Hauptversammlung zugänglich sein. Sie sind 

mit Ausnahme des festgestellten Jahresabschlusses Bestandteil des Geschäftsberichts 

2024.  

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernab-

schluss nach 172 AktG bereits gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Ent-

sprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist daher zu Tagesordnungspunkt 1 keine Be-

schlussfassung vorgesehen. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns der Siltronic AG zur 

Ausschüttung einer Dividende 

Die weiterhin verzögerte Nachfrageerholung und der deutliche Cash-Abfluss aufgrund der 

bestehenden Finanzierungsverpflichtungen sowie weiterer erforderlicher Investitionen er-

fordern eine konservative Finanzpolitik. Dennoch sollen Aktionäre an dem Konzernergeb-

nis der Siltronic teilhaben. 

Zum Ausgleich des Bilanzverlustes und zur Erhöhung des Bilanzgewinns soll ein Teil der 

anderen Gewinnrücklagen in Höhe von EUR 10.962.068,83 aufgelöst werden. Davon sol-

len EUR 4.962.068,83 zur Verrechnung des Bilanzverlustes der Siltronic AG und die ver-

bleibenden EUR 6.000.000,00 zur Ausschüttung der Dividende von EUR 0,20 je dividen-

denberechtigter Stückaktie (Stand 1. März 2025: 30.000.000 Stückaktien) verwendet wer-

den. 

Sollte sich die Zahl der für das abgelaufene Geschäftsjahr 2024 dividendenberechtigten 

Stückaktien bis zur Hauptversammlung verändern, wird in der Hauptversammlung ein ent-

sprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung gestellt, der unverändert 

eine Dividende von EUR 0,20 je dividendenberechtigter Stückaktie sowie entsprechend 

angepasste Beträge für die Ausschüttungssumme vorsieht.  

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den 

Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 15. Mai 2025, fällig. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-

dern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglie-

dern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die vorsorgliche Bestellung des Prüfers für den Nachhaltig-

keitsbericht 

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines Prüfungsausschusses – vor, 

die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München, zum Prü-

fer des Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen. 

Die letztjährige Hauptversammlung hat am 13. Mai 2024 die PricewaterhouseCoopers 

GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München, bereits zum Abschlussprüfer des Jah-

resabschlusses und des Konzernabschlusses 2025 sowie zum Prüfer für die prüferische 

Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts für den Konzern für 

das erste Halbjahr des Geschäftsjahrs 2025 bestellt. Diese Wahl erfolgt im Hinblick auf 

den erforderlichen Wechsel des Abschlussprüfers entsprechend der EU-

Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014). In diesem Zusammenhang 

erfolgte keine Wahl zur Bestellung eines Prüfers für den Nachhaltigkeitsbericht. 

Die Bestellung zum Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts durch die Hauptversammlung er-

folgt nunmehr rein vorsorglich vor dem Hintergrund der Richtlinie (EU) 2022/2464 des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verord-

nung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU 

hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, die in nationales Recht 

umzusetzen ist. Im Zeitpunkt der Veröffentlichung der Einberufung im Bundesanzeiger be-

findet sich ein Gesetz zur Umsetzung dieser Richtlinie im Gesetzgebungsverfahren, das 

eine Bestellung dieses Prüfers durch die Hauptversammlung vorsieht („CSRD-

Umsetzungsgesetz“). Vor diesem Hintergrund erfolgt die Wahl unter dem Vorbehalt, dass 

der deutsche Gesetzgeber im CSRD-Umsetzungsgesetz eine Wahl des Prüfers der Nach-

haltigkeitsberichterstattung durch die Hauptversammlung gesetzlich regelt und diese Re-

gelung auch das Geschäftsjahr 2025 der Gesellschaft erfasst. 

Der Prüfungsausschuss hat im Rahmen seiner Empfehlungen zu diesem Tagesordnungs-

punkt 5 erklärt, dass diese frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte sind und 

ihm jeweils keine die Auswahl beschränkende Klausel im Sinne von Art. 16 Absatz 6 EU-

Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014) auferlegt wurde. 

6. Beschlussfassungen über die Billigung des Vergütungsberichts 

Gemäß § 162 AktG haben Vorstand und Aufsichtsrat börsennotierter Gesellschaften jähr-

lich einen Vergütungsbericht über die den einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglie-

der des Vorstands und des Aufsichtsrats gewährten und geschuldeten Vergütungen zu 

erstellen und diesen der Hauptversammlung zur Billigung vorzulegen. Der Vergütungsbe-

richt für das Geschäftsjahr 2024 wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschluss-

prüfer daraufhin geprüft, ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 

AktG gemacht wurden. Über die gesetzlichen Anforderungen hinaus erfolgte auch eine 

inhaltliche Prüfung durch den Abschlussprüfer.  
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Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 einschließlich des Vermerks über die 

Prüfung des Vergütungsberichts durch den Abschlussprüfer ist über unsere Internetseite 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html sowie im Aktionärsportal 

zugänglich. Der Vergütungsbericht wird auch während der Hauptversammlung zugänglich 

sein.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 

Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen.  

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020, die Schaf-

fung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 mit der Möglichkeit zum Bezugs-

rechtsausschluss und entsprechende Satzungsänderung 

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Juni 2020 ermäch-

tigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 25. Juni 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

um bis zu EUR 36.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen 

(„Genehmigtes Kapital 2020“). Das Genehmigte Kapital 2020 wurde bislang nicht ausge-

nutzt.  

Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesellschaft auch künftig zu ermögli-

chen, das Grundkapital kurzfristig durch Ausnutzung eines genehmigten Kapitals zu erhö-

hen und dabei gegebenenfalls auch das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Das 

Genehmigte Kapital 2020 soll aufgehoben und durch ein neues genehmigtes Kapital („Ge-

nehmigtes Kapital 2025“) mit einer Laufzeit bis um 11. Mai 2030 ersetzt werden. Das 

Genehmigte Kapital 2025 soll ein Volumen von bis zu EUR 36.000.000,00 haben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor diesem Hintergrund vor, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

a) Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2020  

Mit Wirksamwerden des unter lit. b) vorgeschlagenen Genehmigten Kapitals 2025 

durch Eintragung in das Handelsregister wird die Ermächtigung des Vorstands ge-

mäß § 4 Abs. 6 der Satzung, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft bis zum 25. Juni 2025 um bis zu EUR 36.000.000,00 einmalig oder 

mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020), aufgehoben.  

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 mit der Möglichkeit zum Aus-

schluss des Bezugsrechts 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 11. Mai 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 36.000.000,00 (in Worten: 

Euro sechsunddreißig Millionen) durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 (in Worten: 

neun Millionen) neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sach-

einlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2025“). 

  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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Die Summe der unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 ausgegebenen 

Aktien und der Aktien, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsrechten bzw. 

zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Schuldverschreibungen mit 

Options- und/oder Wandlungsrecht bzw. -pflicht (bzw. einer Kombination dieser In-

strumente) (zusammen im Folgenden auch „Schuldverschreibungen“), die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben werden, ausgegeben werden 

können oder auszugeben sind, darf einen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 

36.000.000,00 (in Worten: Euro sechsunddreißig Millionen) (entsprechend 30% des 

derzeit bestehenden Grundkapitals) nicht übersteigen (wechselseitige Anrechnung). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch ganz oder teilweise von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Un-

ternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. mittelba-

res Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des nachstehenden neu gefassten § 4 Abs. 6 

der Satzung für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 

Kapitals 2025 auszuschließen.  

Hierzu wird § 4 Abs. 6 der Satzung wie folgt neu gefasst:  

„(6)  Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 11. Mai 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 36.000.000,00 (in Wor-

ten: Euro sechsunddreißig Millionen) durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 (in Wor-

ten: neun Millionen) neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2025“). 

Die Summe der unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 ausgegebenen 

Aktien und der Aktien, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsrechten 

bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Schuldverschreibun-

gen mit Options- und/oder Wandlungsrecht bzw. -pflicht (bzw. einer Kombination 

dieser Instrumente) (zusammen im Folgenden auch „Schuldverschreibungen“), 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben werden, ausgegeben 

werden können oder auszugeben sind, darf einen Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt EUR 36.000.000,00 (in Worten: Euro sechsunddreißig Millionen) (ent-

sprechend 30% des derzeit bestehenden Grundkapitals) nicht übersteigen (wech-

selseitige Anrechnung). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch ganz oder teilweise von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder 

Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung über-

nommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. 

mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Geneh-

migten Kapitals 2025 in den folgenden Fällen auszuschließen: 
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(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 

Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und der auf die 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen neuen Aktien insge-

samt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder, falls dieser Betrag geringer 

ist, des im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grund-

kapitals nicht überschreitet. Auf diese Begrenzung von 10% des Grundka-

pitals sind Aktien anzurechnen, die in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit der Er-

mächtigung ausgegeben oder veräußert wurden (wechselseitige Anrech-

nung); 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-

schreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren nachgeordnete 

Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder noch werden, bei Aus-

übung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wand-

lungspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie so-

weit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandel-

schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordne-

ten Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder noch werden, ein Be-

zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungspflichten als Aktionäre zustünde; ebenfalls anzurechnen sind 

Aktien, die von der Gesellschaft zur Bedienung von Wandlungs- oder Op-

tionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus 

Schuldverschreibungen ausgegeben werden können oder auszugegeben 

sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Geneh-

migten Kapitals 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

werden (wechselseitige Anrechnung). 

(iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rah-

men von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) 

Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen 

oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb 

von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Ge-

sellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; sowie 

(v) zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei 

der den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise 

(ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus 

dem Genehmigten Kapital 2025 in die Gesellschaft einzulegen. 

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2025 unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berück-

sichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Geneh-
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migten Kapitals 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausge-

geben werden bzw. aufgrund von während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldverschreibungen aus-

zugeben sind, einen rechnerischen Anteil von 10% des Grundkapitals nicht über-

steigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Ka-

pitals 2025 noch im Zeitpunkt seiner Ausnutzung (wechselseitige Anrechnung). 

Auf diese Höchstgrenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG neu ausgegeben werden (wechselseitige Anrechnung). 

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 

ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. Der Aufsichts-

rat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 oder Ablauf 

der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 die Fassung der Sat-

zung entsprechend anzupassen.“ 

Der Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts bei Verwendung des 

Genehmigten Kapitals 2025 ist im Anschluss an diese Tagesordnung im Abschnitt C.1. 

abgedruckt und von der Einberufung der Hauptversammlung an über unsere Internetseite 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html zugänglich. Der Bericht 

wird auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen, die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Begebung von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts, die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020 und Schaffung eines 

neuen Bedingten Kapitals 2025 sowie über die entsprechende Satzungsänderung 

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Juni 2020 ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 25. Juni 2025 einmalig oder mehrmals auf 

den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-

ser Instrumente) (zusammen im Folgenden auch „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-

nennbetrag von bis zu EUR 500.000.000,00 zu begeben (die Ermächtigung 2020). Die 

Ermächtigung 2020 wurde bislang nicht ausgenutzt.  

Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesellschaft auch künftig zu ermögli-

chen, Schuldverschreibungen gegebenenfalls auch unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeben zu können. Die be-

stehende Ermächtigung 2020 soll aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung zur Be-

gebung von Schuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-

rechts ersetzt werden (die „Ermächtigung 2025“). Die Ermächtigung 2025 soll zur Bege-

bung von Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 500.000.000,00 

ermächtigen. 

  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html


 

 

 

 
10 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 2020 zur Ausgabe von Schuldverschrei-

bungen 

Die von der Hauptversammlung am 26. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 7 be-

schlossene Ermächtigung 2020 zur Ausgabe von Schuldverschreibungen wird hier-

mit aufgehoben. 

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(1) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Grundkapitalbetrag 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. Mai 

2030 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den Namen lautende Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-

mente) (zusammen im Folgenden auch „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-

nennbetrag von bis zu EUR 500.000.000,00 (in Worten: Euro fünf hundert Millio-

nen) zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen 

Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten auf bis zu 3.000.000 (in Wor-

ten: drei Millionen) neue, auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft 

mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 

EUR 12.000.000,00 (in Worten: Euro zwölf Millionen) nach näherer Maßgabe der 

Bedingungen der Schuldverschreibungen („Anleihebedingungen“) zu gewähren 

(„Ermächtigung 2025“).  

Die Summe der Aktien, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsrechten 

bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus den Schuldverschrei-

bungen ausgegeben werden, ausgegeben werden können oder auszugeben sind, 

und der während der Laufzeit dieser Ermächtigung 2025 unter Ausnutzung von ge-

nehmigtem Kapital (insbesondere dem unter Tagesordnungspunkt 7 lit. b) zu be-

schließenden Genehmigten Kapital 2025) ausgegebenen Aktien, darf einen Betrag 

des Grundkapitals von insgesamt EUR 36.000.000,00 (entsprechend 30% des der-

zeit bestehenden Grundkapitals) nicht übersteigen (wechselseitige Anrechnung).  

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung oder gegen Sachleistun-

gen, insbesondere zum Zweck des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, 

Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen und sonstigen Vermögensgegen-

ständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzernge-

sellschaften, begeben werden; im Fall der Ausgabe gegen Sachleistungen, soweit 

der Wert der Sachleistungen dem Ausgabepreis der Schuldverschreibung ent-

spricht. 

Die jeweiligen Anleihebedingungen können Wandlungs- bzw. Optionspflichten zum 

Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt begründen sowie ein Andie-

nungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien vorsehen (in beliebiger Kom-

bination). 

Die Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, 

soweit Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen bzw. Options-
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scheinen aus Optionsschuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. Options-

recht Gebrauch machen oder ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder 

eine Andienung von Aktien erfolgt. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in 

Teilen oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. Alle Schuld-

verschreibungen einer jeweils begebenen Tranche sind mitunter sich jeweils gleich-

rangigen Rechten und Pflichten auszustatten. 

Die Schuldverschreibungen sowie die Options- und Wandlungsrechte können mit 

oder ohne Laufzeitbegrenzung begeben werden. Die Schuldverschreibungen kön-

nen mit einer festen oder mit einer variablen Verzinsung ausgestattet werden. Fer-

ner kann die Verzinsung auch wie bei einer Gewinnschuldverschreibung vollständig 

oder teilweise von der Höhe der Dividende der Gesellschaft abhängig gemacht wer-

den. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf 

den entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes begeben werden. 

Sie können auch durch in- oder ausländische Gesellschaften, an denen die Gesell-

schaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals 

beteiligt ist („nachgeordnete Konzernunternehmen“), begeben werden. Für ei-

nen solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für die emittierende Gesellschaft eine Garantie für die Rückzahlung der Schuldver-

schreibungen zu übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern der eingeräumten 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. -pflichten Aktien der Gesellschaft zu gewäh-

ren sowie weitere, für die erfolgreiche Begebung der Schuldverschreibungen erfor-

derliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen. 

(2) Wandelschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber bzw. 

Gläubiger der Schuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Die Anlei-

hebedingungen können auch Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu 

einem früheren Zeitpunkt vorsehen. In diesem Fall kann in den Anleihebedingun-

gen vorgesehen werden, dass die Gesellschaft berechtigt ist, eine etwaige Diffe-

renz zwischen dem Nennbetrag der Schuldverschreibungen und einem in den An-

leihebedingungen näher zu spezifizierenden Wandlungspreis – wie nachfolgend 

unter (5) beschrieben – multipliziert mit dem Umtauschverhältnis ganz oder teil-

weise in bar auszugleichen. 

(3) Optionsschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuld-

verschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach 

näherer Maßgabe der Optionsbedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft 

berechtigen oder verpflichten oder die dem Emittenten ein Andienungsrecht ein-

räumen. 
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(4) Umtausch- und Bezugsverhältnis 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich bei Wandelschuldverschreibungen aus der Di-

vision des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung bzw. eines unterhalb des 

Nennbetrags liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den 

festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft.  

Lauten Nennbetrag bzw. Ausgabepreis der Teilschuldverschreibungen und der 

Wandlungspreis auf unterschiedliche Währungen, sind für die Umrechnung die sich 

aus den von der Europäischen Zentralbank veröffentlichten Referenzkursen erge-

benden Kurse jeweils am Tag der endgültigen Festsetzung des Ausgabepreises 

der Teilschuldverschreibungen maßgeblich. 

Die Optionsbedingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder 

teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden 

kann. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen wer-

den, dass das Umtausch- bzw. Bezugsverhältnis variabel ist und auf eine ganze 

Zahl auf- oder abgerundet werden kann; ferner kann eine in bar zu leistende Zu-

zahlung festgesetzt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt werden und/oder in bar ausgeglichen werden. 

(5) Wandlungs- bzw. Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie muss – 

auch bei einem variablen Umtauschverhältnis und unter Berücksichtigung von Run-

dungen und Zuzahlungen – entweder  

(i) mindestens 80% des volumengewichteten Durchschnittswerts der Börsen-

kurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem vergleich-

baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den zehn 

(10) Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den 

Vorstand über die Begebung der Schuldverschreibungen betragen, oder 

(ii) sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu-

steht, alternativ mindestens 80% des volumengewichteten Durchschnitts-

werts der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder ei-

nem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse 

in dem Zeitraum während der Bezugsfrist (mit Ausnahme der Tage der Be-

zugsfrist, die erforderlich sind, um den Wandlungs-bzw. Optionspreis ge-

mäß § 186 Abs. 2 AktG fristgerecht bekannt zu machen). 

Im Fall von Schuldverschreibungen mit einer Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. 

einem Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien kann der Wand-

lungs- bzw. Optionspreis mindestens entweder dem oben genannten Mindestpreis 

(80%) entsprechen oder dem volumengewichteten Durchschnittswert der Börsen-

kurse der Aktien der Gesellschaft an mindestens drei Börsenhandelstagen im Xe-

tra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse unmittelbar vor der Ermittlung des Wandlungs- bzw. Optionsprei-

ses nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen, auch wenn dieser Durch-

schnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80%) liegt. § 9 Abs. 1 

AktG sowie § 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.  
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Sofern für den nach vorstehenden Bestimmungen maßgeblichen Zeitpunkt kein vo-

lumengewichteter Durchschnittswert der Börsenkurse festgestellt wird, muss der 

Wandlungs- bzw. Optionspreis mindestens 80% des Schlusskurses der Aktien der 

im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse am letzten Börsenhandelstag vor dem Tag der endgültigen Preis-

festsetzung der Schuldverschreibung betragen. 

(6) Verwässerungsschutz 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jewei-

ligen Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewäh-

ren bzw. Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen 

können insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt 

(etwa einer Kapitalerhöhung bzw. Kapitalherabsetzung oder einem Aktiensplit), 

aber auch im Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall 

anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Options- bzw. Wandlungs-

rechte, die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie zum 

Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz bzw. 

Anpassungen können insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch 

Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten vorgenommen werden. 

(7) Genehmigtes Kapital, eigene Aktien, Barausgleich, Ersetzungsbefugnis 

Die Anleihebedingungen können vorsehen oder gestatten, dass zur Bedienung der 

Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten außer Aktien aus einem bedingten 

Kapital, insbesondere dem in Zusammenhang mit dieser Ermächtigung 2025 zu 

schaffenden Bedingten Kapital 2025, nach Wahl der Gesellschaft auch neue Aktien 

aus einem genehmigten Kapital oder eigene Aktien der Gesellschaft verwendet 

werden können. 

Die Anleihebedingungen können ferner vorsehen oder gestatten, dass die Gesell-

schaft den Wandlungs- oder Optionsberechtigten bzw. -verpflichteten nicht Aktien 

der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert ganz oder teilweise in Geld 

zahlt, der nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dem volumengewichte-

ten Durchschnittswert der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse 

während der zehn bis zwanzig Börsenhandelstage nach Ankündigung des Baraus-

gleichs entspricht. 

Die Anleihebedingungen können ferner vorsehen oder gestatten, dass die Gesell-

schaft den Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der 

Zahlung eines fälligen Geldbetrags neue Aktien oder eigene Aktien der Gesell-

schaft gewährt. Die Aktien werden jeweils mit einem Wert angerechnet, der nach 

näherer Maßgabe der Bedingungen dem volumengewichteten Durchschnittswert 

der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleich-

baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der zehn bis 

zwanzig Börsenhandelstage nach Ankündigung der Ausübung der Ersetzungsbe-

fugnis (Gewährung von Aktien anstelle Geldzahlung) entspricht. 
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(8) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibun-

gen zu. Die Schuldverschreibungen können dabei auch ganz oder teilweise von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 

Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Werden die Schuldver-

schreibungen von einem nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben, hat 

die Gesellschaft die Gewährung des Bezugsrechts für ihre Aktionäre nach Maß-

gabe der vorstehenden Sätze sicherzustellen. 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das ge-

setzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen in folgenden 

Fällen auszuschließen: 

(i) für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

(ii) sofern die Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht bzw. 

-pflicht gegen Barleistung begeben werden und so ausgestattet sind, dass 

ihr Ausgabepreis ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathemati-

schen Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt je-

doch nur für Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten 

bzw. Options- oder Wandlungspflichten auf Aktien mit einem anteiligen Be-

trag des Grundkapitals, der insgesamt 10% des Grundkapitals der Gesell-

schaft nicht überschreiten darf. Für die Berechnung der 10%-Grenze ist die 

Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-

mächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Aus-

übung dieser Ermächtigung maßgebend. Auf diese Begrenzung von 10% 

des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) in direkter oder entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder 

veräußert werden, oder (ii) zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfül-

lung von Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben wer-

den, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen nach dem Wirk-

samwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausge-

geben werden; 

(iii) sofern die Schuldverschreibungen gegen Sachleistung, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelba-

ren) Erwerb von Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen, 

einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzernge-

sellschaften, ausgegeben werden, sofern der Wert der Sachleistung in ei-

nem angemessenen Verhältnis zum Marktwert der Schuldverschreibungen 

steht; 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern bereits zuvor 

ausgegebener Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang ge-
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währen zu können, wie es ihnen nach Ausübung eines Options- oder Wand-

lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- oder Wandlungspflicht als 

Aktionär zustehen würde. 

Die Summe der Aktien, die aufgrund der Ausnutzung der Ermächtigung 2025 zur 

Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht bzw. -

pflicht unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden kön-

nen, darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während 

der Laufzeit der Ermächtigung 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert 

bzw. ausgegeben werden, einen rechnerischen Anteil von 10% des Grundkapitals 

nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermäch-

tigung 2025 noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung (wechselseitige Anrechnung). Auf 

diese Höchstgrenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG neu ausgegeben werden (wechselseitige Anrechnung). 

(9) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen dieser 

Ermächtigung 2025 die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der 

Schuldverschreibungen und der Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten, 

insbesondere Zinssätze (einschließlich variabler und gewinnabhängiger Zinss-

ätze), Art der Verzinsung, Ausgabepreis, Laufzeit und Stückelung sowie Options- 

bzw. Wandlungszeitraum und eine mögliche Variabilität des Umtauschverhältnis-

ses, festzulegen bzw. die Festlegung im Einvernehmen mit den Organen der die 

Schuldverschreibungen begebenden nachgeordneten Konzernunternehmen zu 

treffen. 

c) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020  

Das von der Hauptversammlung am 26. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 7 be-

schlossene Bedingte Kapital 2020 wird hiermit aufgehoben. 

d) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2025  

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 12.000.000,00 (in Worten: Euro 

zwölf Millionen) durch Ausgabe von bis zu 3.000.000 (in Worten: drei Millionen) neuen, 

auf den Namen lautenden Stückaktien erhöht („Bedingtes Kapital 2025“). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder 

Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“), die aufgrund der 

Ermächtigung 2025 von der Gesellschaft oder von einem nachgeordneten 

Konzernunternehmen gegen Barleistung begeben werden und ein Wandlungs- bzw. 

Optionsrecht gewähren bzw. eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht auferlegen, von 

ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. Options- oder 

Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen und soweit nicht 

andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe der vorstehend bezeich-

neten Ermächtigung 2025 in den Anleihebedingungen jeweils zu bestimmenden Wand-
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lungs- bzw. Optionspreisen. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjah-

res an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch 

Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten entstehen, am Gewinn teil. Soweit 

rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinn-

beteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch für ein bereits abge-

laufenes Geschäftsjahr festlegen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der beding-

ten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, den neu zu fas-

senden § 4 Abs. 7 der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Be-

dingten Kapitals 2025 und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu 

ändern. 

e) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 7 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(7)   Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 12.000.000,00 (in Wor-

ten: Euro zwölf Millionen) durch Ausgabe von bis zu 3.000.000 (in Worten: 

drei Millionen) neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 

(„Bedingtes Kapital 2025“). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inha-

ber oder Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschrei-

bungen“), die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 12. Mai 2025 

beschlossenen Ermächtigung 2025 von der Gesellschaft oder von einem 

nachgeordneten Konzernunternehmen gegen Barleistung oder gegen Sach-

leistungen begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht gewäh-

ren oder eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht auferlegen, von ihren Options- 

oder Wandlungsrechten Gebrauch machen bzw. Options- oder Wandlungs-

pflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen und soweit nicht an-

dere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe der vorstehend 

bezeichneten Ermächtigung 2025 in den Anleihebedingungen jeweils zu be-

stimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreisen. Die neuen Aktien nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wand-

lungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungs- bzw. Op-

tionspflichten entstehen, am Gewinn teil. Soweit rechtlich zulässig, kann der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Ak-

tien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch für ein bereits abgelaufenes 

Geschäftsjahr festlegen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 4 

der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 

Kapitals 2025 und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen 

zu ändern.“ 
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9. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Mit Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung am 12. Mai 2025 endet die Amtszeit 

von Herrn Dr. Hermann Gerlinger als Aufsichtsratsmitglied. Daher ist eine entsprechende 

Neuwahl durch die Hauptversammlung erforderlich. 

Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 96 Abs. 1 und 101 Abs. 1 des AktG und nach § 7 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer aus je sechs 

Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer zusammen. Die übrigen Auf-

sichtsratsmitglieder der Aktionäre haben eine Amtszeit bis zur Beendigung der Hauptver-

sammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2026 beschließt. 

Gemäß § 96 Abs. 2 Satz 1 AktG muss sich der Aufsichtsrat zu mindestens 30 Prozent aus 

Frauen und zu mindestens 30 Prozent aus Männern zusammensetzen. Sowohl die An-

teilseigner- als auch die Arbeitnehmervertreter haben gemäß § 96 Abs. 2 Satz 3 AktG der 

Gesamterfüllung widersprochen. Daher ist der Mindestanteil der Anteilseignervertreter und 

der Arbeitnehmervertreter getrennt zu erfüllen. In der derzeitigen Besetzung erfüllt der Auf-

sichtsrat mit zwei Frauen und vier Männern bei den Aktionärsvertretern und drei Frauen 

und drei Männern bei den Arbeitnehmervertretern jeweils diese Mindestanteile. Nach der 

Wahl des vom Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten würden dem Aufsichtsrat auf der 

Seite der Anteileigner nach wie vor zwei Frauen und vier Männer angehören, so dass das 

Mindestanteilsgebot weiterhin erfüllt wäre. 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Nominierungsausschusses vor, Herrn An-

dreas Pecher zum Mitglied des Aufsichtsrats zu bestellen. Die Bestellung von Herrn Pe-

cher erfolgt mit Wirkung ab Beendigung diese Hauptversammlung bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das erste Geschäftsjahr nach dem Beginn 

der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitge-

rechnet.  

Der Wahlvorschlag des Aufsichtsrats berücksichtigt die vom Aufsichtsrat für seine Zusam-

mensetzung beschlossenen Ziele und strebt die Ausfüllung des vom Aufsichtsrat erarbei-

teten Kompetenzprofils für das Gesamtgremium an. Ziele und Kompetenzprofil wurden 

vom Aufsichtsrat am 26. Juli 2022 beschlossen und sind einschließlich des Stands der 

Umsetzung in der Erklärung zur Unternehmensführung zum Geschäftsjahr 2024 veröffent-

licht. Diese ist im Geschäftsbericht 2024 enthalten und Bestandteil der unter Tagesord-

nungspunkt 1 genannten Unterlagen, die über unsere Internetseite unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html zugänglich sind.  

Der Aufsichtsrat hat sich versichert, dass Herrn Pecher für die Wahrnehmung seiner Auf-

gaben als Aufsichtsratsmitglied der Siltronic AG genügend Zeit zur Verfügung steht. 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats ist Herr Pecher als unabhängig einzustufen. Herr 

Pecher steht nicht in einer einen Interessenkonflikt begründenden persönlichen oder ge-

schäftlichen Beziehung zur Siltronic AG oder eines ihrer Konzernunternehmen, zu den Or-

ganen der Siltronic AG oder zu einem wesentlich an der Siltronic AG beteiligten Aktionär. 

Der Lebenslauf von Herrn Pecher ist im Anschluss an die Tagesordnung unter Ab-

schnitt C 3 abgedruckt. 

  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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10. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung betreffend der Abhaltung virtueller 

Hauptversammlungen 

Mit Beschluss der Hauptversammlung am 5. Mai 2023 wurde der Vorstand ermächtigt vor-

zusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden kann (virtuelle Haupt-

versammlung). Diese Ermächtigung läuft nun ab. 

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass sich das Format der virtuellen Haupt-

versammlung, wie es seit der gesetzlichen Neuregelung 2022 besteht, in den letzten bei-

den Jahren bei einer Vielzahl von Gesellschaften als erfolgreich erwiesen hat. Die Erfah-

rungen zeigen, dass Aktionäre im Rahmen der neuen gesetzlichen Regelungen ihre 

Rechte umfassend und interaktiv wahrnehmen konnten. Zudem konnten Gesellschaften 

ihre Hauptversammlungen rechtssicher und effizient durchführen und sie für viele, insbe-

sondere internationale Aktionäre, leichter zugänglich machen. Vorstand und Aufsichtsrat 

teilen daher die Einschätzung des Gesetzgebers, dass die virtuelle Hauptversammlung 

eine vollwertige Versammlungsform ist und eine attraktive Alternative zu der Präsenzver-

sammlung darstellt. Daher soll die Möglichkeit Hauptversammlungen virtuell abzuhalten 

auch künftig erhalten bleiben. 

Aus diesem Grund soll die bisherige Möglichkeit, virtuelle Hauptversammlungen abzuhal-

ten, erneuert werden. Der Vorstand soll weiterhin die Möglichkeit haben, flexibel über das 

Format der Hauptversammlung sachgerecht entscheiden zu können. Es soll weiterhin nicht 

von der im Gesetz vorgesehenen maximal möglichen Laufzeit von fünf Jahren Gebrauch 

gemacht werden. Stattdessen soll eine Ermächtigung für die Abhaltung virtueller Haupt-

versammlungen für einen Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung der Satzungsände-

rung beschlossen werden.  

Für zukünftige Hauptversammlungen in diesem Zeitraum soll der Vorstand – mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats – jeweils gesondert nach pflichtgemäßem Ermessen und unter 

Berücksichtigung der jeweils relevanten sachlichen Kriterien für jede Hauptversammlung 

die Entscheidung treffen, ob diese in Präsenz oder virtuell stattfinden soll. 

Der Vorstand wird seine Entscheidungen unter Berücksichtigung der Interessen der Ge-

sellschaft und ihrer Aktionäre treffen und hierbei insbesondere die Wahrung der Aktionärs-

rechte ebenso wie Aspekte des Gesundheitsschutzes der Beteiligten, Aufwand und Kosten 

sowie Nachhaltigkeitserwägungen berücksichtigen. Eine diesbezügliche Entscheidung 

kann nach dem Vorschlag für eine Satzungsregelung nur mit Zustimmung des Aufsichts-

rats ergehen. Die Siltronic AG hat in der Vergangenheit nur in außergewöhnlichen Um-

ständen auf die Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung zurückgegriffen. Mit Aus-

nahme des Zeitraums der COVID19-Pandemie fanden sämtliche Hauptversammlungen 

als Präsenzveranstaltungen statt. Dieses Jahr wurde das Format der virtuellen Hauptver-

sammlung aus Kostenspargründen gewählt. Der persönliche Kontakt und Austausch mit 

unseren Aktionären bleibt für uns von großer Bedeutung, das virtuelle Hauptversamm-

lungsformat daher keine Dauerlösung. Bei wichtigen Tagesordnungspunkten wie zum Bei-

spiel Personalentscheidungen im Vorstand oder Kapitalmaßnahmen halten wir Präsenz-

veranstaltungen für wichtig, um einen direkten Dialog zu ermöglichen. Daher werden wir 

auch in Zukunft nur dann auf das virtuelle Format zurückgreifen, wenn besondere Um-

stände dies erfordern. 
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Macht der Vorstand von der Ermächtigung Gebrauch und entscheidet er sich für die Durch-

führung einer virtuellen Hauptversammlung, wird die Wahrung der Aktionärsrechte eine 

zentrale Rolle für deren Ausgestaltung und Durchführung spielen. Sofern die gesetzlichen 

Regelungen Beschränkungsmöglichkeiten vorsehen, sollen diese, sofern überhaupt erfor-

derlich und angemessen, unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre angewandt 

werden, um allen Aktionären die Wahrnehmung ihrer Rechte in geeigneter Weise zu er-

möglichen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

§ 14 Absatz 3 der Satzung der Siltronic AG wird wie folgt neu gefasst:  

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmäch-

tigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversamm-

lung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung virtueller Hauptversammlungen in ei-

nem Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung dieser von der Hauptversammlung 

am 12. Mai 2025 beschlossenen Satzungsbestimmung in das Handelsregister der 

Gesellschaft.“ 
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B. Weitere Angaben und Hinweise  

Anzahl der Aktien und Stimmrechte 

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der Gesell-

schaft eingeteilt in 30.000.000 Stückaktien, die jeweils eine Stimme gewähren. Die Ge-

sellschaft hält zu diesem Zeitpunkt keine eigenen Aktien. Die Gesamtzahl der Stimm-

rechte beträgt damit zum Zeitpunkt der Einberufung 30.000.000. 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmäch-
tigten 

In Ausübung der von der Hauptversammlung der Siltronic AG am 5. Mai 2023 beschlos-

senen Ermächtigung hat der Vorstand entschieden, die Hauptversammlung gemäß 

§ 118 a AktG ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort 

der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten. Eine physische 

Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechts-

vertreter der Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist damit ausgeschlossen. 

Wir bitten die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten daher um besondere Beachtung der 

nachstehenden Hinweise zur Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung, zur Aus-

übung des Stimmrechts sowie zu den weiteren Aktionärsrechten. 

Für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten ist voraussicht-

lich ab Montag, den 7. April 2025, das zugangsgeschützte Aktionärsportal unter der 

Internetadresse 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

geöffnet und es steht ihnen auch am Tag der Hauptversammlung und während ihrer 

vollständigen Dauer zur Verfügung.  

Die gesamte Hauptversammlung wird am Montag, 12. Mai 2025, um 10:00 Uhr (MESZ) 

live mit Bild und Ton im Aktionärsportal übertragen. Die notwendigen Zugangsdaten für 

das Aktionärsportal erhalten die Aktionäre mit den Einladungsunterlagen. Bevollmäch-

tigte von Aktionären erhalten die Zugangsdaten mit der Anmeldebestätigung. 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts  

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre – persönlich oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die am Tag 

der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft als Aktionäre eingetragen 

sind und sich rechtzeitig angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft spä-

testens am 5. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (letzter Anmeldetag) zugehen: 

  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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Die Anmeldung kann über das Aktionärsportal auf der Internetseite unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html erfolgen. Die notwendi-

gen Angaben für den Zugang zum Aktionärsportal erhalten die Aktionäre, die im Aktien-

register eingetragen sind, wie folgt: Sofern Aktionäre sich für den elektronischen Versand 

bereits registriert haben oder diesem nicht widersprochen haben, bekommen diese Ak-

tionäre eine E-Mail mit der Aktionärsnummer und dem Link zum Aktionärsportal. Aktio-

näre, die im Aktienregister eingetragen sind und noch nicht für den elektronischen Ver-

sand registriert sind oder dem elektronischen Versand widersprochen haben, bekom-

men die notwendigen Angaben für den Zugang zum Aktionärsportal (Aktionärsnummer 

und Passwort) mit der Einladung per Post übersandt. Sollten Aktionäre die Einladung – 

etwa weil sie an dem für den Versand maßgeblichen Tag noch nicht im Aktienregister 

eingetragen sind – nicht unaufgefordert erhalten, werden diese den betreffenden Aktio-

nären auf Verlangen zugesandt. Ein entsprechendes Verlangen ist an die unten ge-

nannte Anmeldeanschrift zu richten. 

Siltronic AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München  
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Ein Muster des Anmeldeformulars findet sich zudem auf unserer Internetseite unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html. 

Die Anmeldung kann neben der Anmeldung über das Aktionärsportal auch unter der 

vorgenannten Anschrift oder E-Mail-Adresse in Textform (§ 126b BGB) erfolgen.  

Wir empfehlen vor dem Hintergrund möglicher Verzögerungen im Postversand die An-

meldung auf elektronischem Weg über das Aktionärsportal, da verspätete Anmeldungen 

nicht berücksichtigt werden dürfen. 

Die Anmeldung zur Hauptversammlung, die Stimmabgabe (auch durch Bevollmäch-

tigte), die Erteilung von Vollmacht und Weisungen an von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter und die Bevollmächtigung Dritter können gemäß § 67c AktG auch 

über Intermediäre gemäß SRD II in Verbindung mit der Durchführungsverordnung (EU 

2018/1212) im ISO 20022 Format (z.B. über SWIFT, CMDHDEMMXXX) an die Gesell-

schaft übermittelt werden. Für eine Anmeldung per SWIFT ist eine Autorisierung über 

die SWIFT Relationship Management Application (RMA) erforderlich.  

Intermediäre (also z.B. Kreditinstitute) und – soweit sie diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellt sind – Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und Personen, die sich 

geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptver-

sammlung erbieten, können das Stimmrecht für Aktien, die ihnen nicht gehören, als de-

ren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund einer Ermächti-

gung des Aktionärs ausüben. 

Die Anmeldung zur Hauptversammlung hat keine Auswirkungen auf die Übertragbarkeit 

der betreffenden Aktien. Bitte beachten Sie jedoch, dass im Verhältnis zur Gesellschaft 

Rechte und Pflichten aus Aktien nur für und gegen den im Aktienregister Eingetragenen 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
mailto:anmeldestelle@computershare.de
https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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bestehen (§ 67 Abs. 2 Satz 1 AktG). Für das Teilnahmerecht und die Anzahl der Stimm-

rechte ist daher der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversamm-

lung maßgeblich. 

Weiterhin ist zu beachten, dass im Zeitraum zwischen dem 5. Mai 2025, 24:00 Uhr 

(MESZ), und dem 12. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), aus organisatorischen Gründen ein 

sogenannter Umschreibestopp besteht, d.h. keine Ein- und Austragungen im Aktienre-

gister vorgenommen werden. Sämtliche Erwerber von Aktien, die noch nicht im Aktien-

register eingetragen sind, werden daher in ihrem eigenen Interesse gebeten, Umschrei-

bungsanträge so zeitnah wie möglich zu stellen. 

Zusammen mit der Anmeldebestätigung werden darüber hinaus auch Formulare für die 

Bevollmächtigung Dritter und die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter übermittelt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Anmeldebestätigung 

sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, gegebenenfalls über ihre depotführenden Insti-

tute (Letztintermediäre), frühzeitig für die Übersendung der Anmeldung und des Nach-

weises Sorge zu tragen. 

Elektronische Briefwahl 

Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 

Briefwahl ausschließlich über das zugangsgeschützte Aktionärsportal ausüben. Zur Aus-

übung des Stimmrechts im Wege der Elektronischen Briefwahl sind nur diejenigen ein-

getragenen Aktionäre – persönlich oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die spätes-

tens am 5. Mai 2025 angemeldet sind (wie oben bei „Voraussetzungen für die Teil-

nahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“ ange-

geben). Auch für die per Elektronischer Briefwahl ausgeübten Stimmrechte ist der Ein-

tragungsstand im Aktienregister am Tag der Hauptversammlung maßgeblich; aufgrund 

des oben angesprochenen Umschreibestopps wird dieser Eintragungsstand dem zum 

Ende des 5. Mai 2025 im Aktienregister verzeichneten Aktienbestand entsprechen. 

Die Stimmabgabe perEelektronischer Briefwahl einschließlich eines Widerrufs oder ei-

ner Änderung einer Stimmabgabe über das Aktionärsportal ist am Tag der Hauptver-

sammlung bis zum Ende der Abstimmung möglich. Das Ende der Abstimmung wird vom 

Versammlungsleiter auf einen Zeitpunkt nach Beendigung der Fragenbeantwortung fest-

gelegt und in der Bild- und Tonübertragung angekündigt.  

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 

sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich unter Einhaltung 

der genannten Fristen der Elektronischen Briefwahl bedienen. Die Gesellschaft stellt 

ihnen auf Wunsch einen elektronischen Abgabeweg zur Verfügung. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte und Stimmrechtsvertre-
tung 

Aktionäre, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind, kön-

nen ihr Stimmrecht auch durch einen Bevollmächtigten ausüben lassen, z. B. durch ein 

Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter. Auch in diesem Fall ist für die rechtzeitige Anmeldung durch den 

Aktionär oder durch einen Bevollmächtigten Sorge zu tragen. Auch die Bevollmächtigten 

können das Stimmrecht in der Hauptversammlung nur durch Elektronische Briefwahl 
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oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht, insbesondere an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter, ausüben. 

Für Bevollmächtigte werden gesonderte Zugangsdaten zum Aktionärsportal zur Verfü-
gung gestellt.  

Bitte beachten Sie, dass eine Elektronische Briefwahl oder Vollmachts- und Weisungs-

erteilung über das Aktionärsportal stets als vorrangig betrachtet wird und eine eventuelle 

anderweitige Vollmachts- und Weisungserteilung mit der gleichen Aktionärsnummer un-

abhängig vom Zeitpunkt des Zugangs gegenstandslos ist. Bei mehreren form- und frist-

gerechten anderweitigen Erklärungen wird dagegen, wenn nicht erkennbar ist, welche 

zuletzt abgegeben wurde, die zeitlich zuletzt zugegangene als vorrangig betrachtet. 

Bevollmächtigung 

Wenn weder Intermediäre (z.B. Kreditinstitute) noch – soweit sie diesen gemäß § 135 

Abs. 8 AktG gleichgestellt sind – Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder Per-

sonen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts 

in der Hauptversammlung erbieten, bevollmächtigt werden, bedürfen die Erteilung der 

Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-

schaft der Textform.  

Erteilung und Widerruf der Vollmacht können sowohl durch Erklärung gegenüber der 

Gesellschaft als auch durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden erfolgen. 

Erfolgt die Bevollmächtigung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden, ist die Bevoll-

mächtigung jedoch in Textform gegenüber der Gesellschaft nachzuweisen. Die Erteilung 

und der Widerruf der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft können bei 

ordnungsgemäßer Anmeldung bis spätestens 11. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) über das 

Aktionärsportal oder unter der oben im Abschnitt für die Anmeldung genannten Anschrift 

oder E-Mail-Adresse erfolgen. Bitte verwenden Sie für die Erteilung einer Vollmacht – 

sofern Sie nicht das Aktionärsportal nutzen – das Anmeldeformular. Den Nachweis der 

Bevollmächtigung oder des Widerrufs einer Vollmacht durch Erklärung gegenüber dem 

zu Bevollmächtigenden können Aktionäre und ihre Bevollmächtigten bis 11. Mai 2025, 

24:00 Uhr (MESZ) unter der oben im Abschnitt für die Anmeldung genannten Anschrift 

oder E-Mail-Adresse an die Gesellschaft übermitteln. 

Bei der Bevollmächtigung von Intermediären (z.B. Kreditinstituten) und – soweit sie die-

sen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellt sind – Aktionärsvereinigungen, Stimm-

rechtsberatern oder Personen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Aus-

übung des Stimmrechts in der Hauptversammlung erbieten, gelten die besonderen ge-

setzlichen Vorschriften des § 135 AktG, die unter anderem vorsehen, dass die Vollmacht 

nachprüfbar festzuhalten ist. Es können daher Ausnahmen vom Textformerfordernis gel-

ten. Die Vollmachtsempfänger legen teilweise eigene Regelungen für ihre Bevollmäch-

tigung fest, die zu beachten sind. Wir empfehlen daher eine rechtzeitige Abstimmung mit 

den betreffenden Vollmachtsempfängern über die jeweilige Form und das Verfahren der 

Bevollmächtigung. 
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Stimmrechtsausübung durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Als besonderen Service für unsere Aktionäre bieten wir an, dass Sie sich nach Maßgabe 

Ihrer Weisungen durch Mitarbeiter der Gesellschaft bei der Stimmrechtsausübung in der 

Hauptversammlung vertreten lassen können. Unsere Stimmrechtsvertreter können nur 

weisungsgebunden abstimmen. Aus diesem Grund müssen mit der Vollmacht zwingend 

Weisungen für die Stimmrechtsausübung erteilt werden. Bitte beachten Sie, dass die 

Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht daher nur zu den Punkten der Tagesordnung aus-

üben können, zu denen Sie Weisungen erteilt haben. Soweit eine ausdrückliche und 

eindeutige Weisung fehlt, werden sich die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter für den jeweiligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Weisungen 

zu Wortmeldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe-

schlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen sind ebenfalls nicht möglich.  

Möchten Sie einen unserer Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, können Sie dies über 

das Aktionärsportal tun oder dazu das Vollmachts- und Weisungsformular verwenden, 

das in dem Anmeldeformular auf unserer Internetseite unter https://www.siltro-

nic.com/de/investoren/hauptversammlung.html zur Verfügung steht. Voraussetzung für 

die Vollmachts- und Weisungserteilung ist die ordnungsgemäße Anmeldung zur Haupt-

versammlung. Die Vollmachts- und Weisungserteilung über das Aktionärsportal oder 

das Vollmachtsformular muss der Gesellschaft spätestens am 11. Mai 2025, 24:00 Uhr 

(MESZ) zugehen. Wir bitten Sie, das Vollmachtsformular mit den entsprechenden Wei-

sungen sowie eventuelle Änderungen oder Widerrufe so rechtzeitig abzusenden, dass 

sie der Gesellschaft spätestens am 11. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) unter der im Ab-

schnitt „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Aus-

übung des Stimmrechts“ für die Anmeldung genannten Anschrift oder E-Mail-Adresse 

zugehen. 

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 

sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich unter Einhaltung 

der genannten Fristen von dem Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft vertreten lassen. 

Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Weg für die Bevollmäch-

tigung und Weisung oder das entsprechende Anmeldeformular zur Verfügung. 
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Anfragen, Anträge, Wahlvorschläge, Auskunftsverlangen 

(Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 118a, 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 
und 4, 127, 130a, 131 Abs. 1 AktG)  

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß 
§ 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 

EUR 500.000,00 (dieses entspricht 125.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Zudem kön-

nen sie gemäß § 87 Abs. 4 AktG i.V.m. § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass die Haupt-

versammlung über die Herabsetzung der nach § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG festge-

legten Maximalvergütung beschließt. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der 

Siltronic AG zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Ver-

sammlung, also spätestens bis zum 11. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. Bitte 

richten Sie entsprechende Verlangen an folgende Adresse: 

Siltronic AG 
Vorstand  
z. Hd. Investor Relations 
Einsteinstraße 172 
81677 München  
 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 

Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, wobei § 70 AktG bei der Berech-

nung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet. Der Tag des Zugangs des Verlangens ist 

nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem 

Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 

Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend 

anzuwenden. 

Bekannt zu machende Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung werden – soweit dies 

nicht bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlan-

gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem im Internet unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html veröffentlicht und den 

im Aktienregister eingetragenen Aktionären nach § 125 Abs. 2, Abs. 1 Satz 3 AktG mit-

geteilt. 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 4, 127 AktG 

Jeder Aktionär ist berechtigt, der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vorschlag von 

Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt (§ 126 

Abs. 1 AktG) sowie Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschluss-

prüfern (§ 127 AktG) zu übersenden.  
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Gegenanträge (nebst etwaiger Begründung) und Wahlvorschläge sind ausschließlich an 

folgende Adresse zu richten: 

Siltronic AG 
Investor Relations 
Einsteinstraße 172 
81677 München  
E-Mail: hauptversammlung@siltronic.com  

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge, die bis spätestens 

14 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. bis zum 27. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), 

unter der vorstehenden Adresse eingehen, werden wir unverzüglich nach ihrem Eingang 

einschließlich des Namens des Aktionärs sowie zugänglich zu machender Begründun-

gen – gegebenenfalls versehen mit den gemäß § 127 Satz 4 AktG zu ergänzenden In-

halten – unter https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html veröf-

fentlichen. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls auf der angege-

benen Internetseite der Siltronic AG veröffentlicht. Aktionäre werden gebeten, ihre Akti-

onärseigenschaft bereits im Zeitpunkt der Übersendung des Antrags bzw. Wahlvor-

schlags nachzuweisen. Zugänglich gemachte Gegenanträge bzw. Wahlvorschlage wer-

den grundsätzlich zur Abstimmung gestellt. Die Gesellschaft behält sich jedoch vor, den 

jeweiligen Antrag bzw. Wahlvorschlag gem. §§ 126 Abs. 4 Satz 3, 127 Satz 1 AktG nicht 

zur Abstimmung zu stellen, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag un-

terbreitende Aktionär nicht im Aktienregister als Aktionär der Gesellschaft eingetragen 

oder nicht ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. 

Wahlvorschläge müssen nicht veröffentlicht werden, wenn der Vorschlag nicht die ak-

tienrechtlich erforderlichen Angaben nach §§ 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 

AktG (Name, Beruf und Wohnort des Prüfers bzw. Aufsichtsratskandidaten sowie Anga-

ben zu Mitgliedschaften des Aufsichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten) enthält. 

Die Gesellschaft kann außerdem in den Fällen des § 126 Abs. 2 AktG von der Zugäng-

lichmachung eines Gegenantrags oder eines Wahlvorschlags absehen. 

Gemäß § 126 Abs. 4 AktG gelten Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach 

§ 126 Abs. 1 bis 3 bzw. § 127 AktG zugänglich zu machen sind, als im Zeitpunkt der 

Zugänglichmachung gestellt. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 

haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunika-

tion Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts (vgl. dazu im Detail un-

ten „Rederecht“) zu stellen. 

  

mailto:hauptversammlung@siltronic.com
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Einreichen von Stellungnahmen 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmäch-

tigten haben gemäß § 130a Absatz 1 bis 4 AktG das Recht, Stellungnahmen zu den 

Gegenständen der Tagesordnung in Textform im Wege elektronischer Kommunikation 

über das zugangsgeschützte Aktionärsportal einzureichen. Das Aktionärsportal ist unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

abrufbar. 

Stellungnahmen in Textform sind als Datei im PDF-Format einzureichen und sollen 

10.000 Zeichen (inklusive Leerzeichen) nicht überschreiten. Mit dem Einreichen erklärt 

sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellung-

nahme unter Nennung seines Namens im zugangsgeschützten Aktionärsportal zugäng-

lich gemacht wird. Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versamm-

lung, also bis spätestens Dienstag, 6. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Ein-

gereichte Stellungnahmen werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer Zugänglich-

machung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens vier 

Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens Mittwoch, 7. Mai 2025, 24:00 Uhr 

(MESZ), im zugangsgeschützten Aktionärsportal zugänglich gemacht. 

Für Fragen und Widersprüche sowie Gegenanträge und Wahlvorschläge gilt dagegen 

das in dieser Einberufung jeweils gesondert beschriebene Verfahren. Es wird darauf hin-

gewiesen, dass Fragen, Widersprüche, Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die in einer 

Stellungahme enthalten sind, aber nicht wie in dieser Einberufung beschrieben einge-

reicht wurden, unberücksichtigt bleiben. 

Rederecht 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder deren Bevoll-

mächtigte, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben ein Re-

derecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation. Ab 09:30 Uhr (MESZ) 

am Tag der der Hauptversammlung werden über das zugangsgeschützte Aktionär-

sportal, abrufbar unter der Internetadresse 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html, 

die Funktionen für die Wortmeldung und die Antragstellung aktiviert, über die die Aktio-

näre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren Redebeitrag bzw. ihren Antrag anmelden können. 

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge 

nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen sowie das in der Hauptversammlung 

bestehende Auskunftsrecht (wie nachstehend unter „Auskunftsrecht der Aktionäre ge-

mäß § 131 Abs. 1 AktG“ beschrieben) geltend zu machen. 

Für die elektronische Zuschaltung im Wege der Videokommunikation benötigen Aktio-

näre oder deren Bevollmächtigte einen Internetzugang sowie ein entsprechendes End-

gerät (z.B. Laptop, PC, Smartphone oder Tablet mit Kamera und Mikrofon). Die techni-

schen Voraussetzungen für die elektronische Zuschaltung zur Hauptversammlung wer-

den im Einzelnen im Aktionärsportal beschrieben. 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html
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Personen, die sich über das Aktionärsportal für einen Redebeitrag bzw. eine Antragstel-

lung angemeldet haben, werden im zugangsgeschützten Aktionärsportal für ihren Rede-

beitrag bzw. ihre Antragsstellung freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die 

Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem 

und Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag bzw. der Antragstellung 

zu überprüfen und diese zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sicherge-

stellt ist. 

Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG  

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Be-

urteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsver-

weigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die 

rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Siltronic AG zu verbundenen Unterneh-

men sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 

Unternehmen. Außerdem besteht in der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 1d AktG 

ein Nachfragerecht zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten. 

Zur Hauptversammlung ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmäch-

tigten können ihre Fragen elektronisch über das Aktionärsportal, zugänglich über die 

Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

übermitteln. 

Es ist vorgesehen, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrats in seiner Funktion als Ver-

sammlungsleiter festlegen wird, dass das Auskunftsrecht in der Hauptversammlung aus-

schließlich im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Re-

derechts, ausgeübt werden darf. Der Versammlungsleiter ist gemäß § 16 Abs. 2 Satz 3 

der Satzung der Gesellschaft ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeit-

lich angemessen zu beschränken. Er ist insbesondere ermächtigt, für das Frage- und 

Rederecht zusammengenommen einen zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptver-

sammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte und für einzelne Redner zu set-

zen. 

Widerspruch gegen Beschlüsse der virtuellen Hauptversammlung 

Elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltete ordnungsgemäß angemeldete Akti-

onäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, gegen Beschlüsse der Hauptver-

sammlung im Wege elektronischer Kommunikation über das Aktionärsportal, zugänglich 

über die Internetseite der Gesellschaft unter  

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

Widerspruch zu Protokoll des Notars einzulegen. Widersprüche sind am Montag, den 

12. Mai 2025, ab dem Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch 

den Versammlungsleiter möglich. 
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Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft (§ 124a AktG) 

Diese Einberufung der Hauptversammlung sowie die gesetzlich zugänglich zu machen-

den Unterlagen und Anträge von Aktionären sowie weitere Erläuterungen zu den Rech-

ten der Aktionäre nach §§ 118a, 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 130a, 131 Abs. 1 AktG 

stehen auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter folgendem Link zur Verfügung: 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html. 

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung innerhalb der gesetz-

lichen Frist auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html 

veröffentlicht. 

Genderneutrale Sprache  

Ausschließlich zum Zwecke der besseren Lesbarkeit wird in dieser Einladung zur or-

dentlichen Hauptversammlung 2025 auf eine geschlechterspezifische Sprache verzich-

tet. Alle personenbezogenen Bezeichnungen und Begriffe sind im Sinne der Gleichbe-

handlung als geschlechtsneutral zu verstehen. 

Informationen zum Datenschutz für Aktionäre  

Ihre personenbezogenen Daten werden für die im Aktiengesetz vorgeschriebene Füh-

rung des Aktienregisters, zur Kommunikation mit Ihnen als Aktionär sowie zur Durchfüh-

rung unserer Hauptversammlungen und zum Betrieb des Aktionärsportals verarbeitet. 

Darüber hinaus werden Ihre Daten für damit in Zusammenhang stehende Zwecke und 

zur Erfüllung weiterer gesetzlicher Pflichten (z.B. Nachweis- oder Aufbewahrungspflich-

ten) verwendet. Nähere Informationen zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsver-

treter sind unter https://www.siltronic.com/de/investoren/hauptversammlung.html abruf-

bar.  
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C. Weitere Informationen zu Punkten der Tagesordnung 
 

1. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 

Der Vorstand soll auch künftig die Möglichkeit haben, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

im Interesse der Gesellschaft Finanzierungsmöglichkeiten zur Wahrnehmung von Ge-

schäftschancen und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis nutzen zu können. Er wurde mit 

Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Juni 2020 ermächtigt, das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 25. Juni 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 

zu EUR 36.000.000,00 durch Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden Stückak-

tien, gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen („Genehmigtes 

Kapital 2020“). Das Genehmigte Kapital 2020 wurde bislang nicht ausgenutzt. Vorstand 

und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesellschaft weiterhin zu ermöglichen, das 

Grundkapital kurzfristig durch Ausnutzung eines genehmigten Kapitals erhöhen zu kön-

nen und dabei gegebenenfalls auch das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen zu 

können. Das Genehmigte Kapital 2020 soll aufgehoben und durch ein neues genehmig-

tes Kapital („Genehmigtes Kapital 2025“) ersetzt werden. Um die Aktionäre vor einer 

möglichen Verwässerung ihrer Beteiligung zu schützen, soll das Genehmigte Kapital 

2025 wie bisher ein Volumen von bis zu EUR 36.000.000,00 (entsprechend 30% des 

derzeit bestehenden Grundkapitals) haben. Zudem soll die Möglichkeit zur Ausgabe 

neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre generell auf Aktien beschränkt werden, auf die rechnerisch maximal 10% 

des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 

oder – falls dieses niedriger sein sollte – des im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächti-

gung bestehenden Grundkapitals entfallen. 

Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung un-

ter Tagesordnungspunkt 7 die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 sowie die 

Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals in Höhe von insgesamt bis zu 

EUR 36.000.000,00 durch Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

vor (Genehmigtes Kapital 2025). Der Vorstand soll ermächtigt sein, auf Grundlage des 

Genehmigten Kapitals 2025 bis zum 11. Mai 2030 (einschließlich) neue Aktien auszuge-

ben. Das Genehmigte Kapital 2025 soll sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhö-

hungen zur Verfügung stehen. 

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2025 soll der Vorstand der Gesellschaft 

in die Lage versetzt werden, die Eigenkapitalausstattung der Siltronic AG innerhalb der 

genannten Grenzen jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und im In-

teresse der Gesellschaft schnell und flexibel zu handeln. Dazu muss die Gesellschaft – 

unabhängig von konkreten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instru-

mente der Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entscheidungen über die Deckung eines 

Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft 

hierbei nicht von den Terminen der ordentlichen Hauptversammlungen abhängig ist und 

auch keine außerordentlichen Hauptversammlungen einberufen muss. Mit dem Instru-

ment des genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber dem Erfordernis einer kurzfristigen 

Kapitalbeschaffung Rechnung getragen. Gängige Gründe für die Inanspruchnahme ei-

nes genehmigten Kapitals sind die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung 

von Beteiligungserwerben. 
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Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 haben die Aktionäre grundsätzlich 

ein Bezugsrecht. Gemäß § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Aktien auch ganz oder 

teilweise von einem Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten oder Unternehmen im 

Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Die 

vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vorstand – im Einklang mit den ge-

setzlichen Bestimmungen – in den nachfolgend erläuterten Fällen mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise ausschließen kann. 

(i) Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugs-

rechts soll ein praktikables Bezugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Ab-

wicklung einer Kapitalerhöhung erleichtern. Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel 

gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne Ausschluss des Bezugsrechts für 

Spitzenbeträge dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die als sogenannte „freie Spit-

zen“ vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmög-

lich für die Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des Bezugsrechts dient in diesen 

Fällen daher der Praktikabilität und erleichterten Durchführung einer Emission. 

(ii) Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen 

Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Barkapitaler-

höhungen gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausschließen 

können, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-

notierten Aktien gleicher Gattung nicht wesentlich unterschreitet. 

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlus-

ses kann zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse schnell und flexibel zu nut-

zen und einen bestehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu de-

cken. Die bei Einräumung eines Bezugsrechts für die Aktionäre erforderliche zweiwö-

chige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reak-

tion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der Volatilität der Ak-

tienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, wenn die Gesell-

schaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines 

Bezugsrechts verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis spätestens 

drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben wird. Es besteht daher bei Ein-

räumung eines Bezugsrechts ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über mehrere 

Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für 

eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig 

entsprechende Sicherheitsabschläge auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich; dies 

führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter 

Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Durch den Ausschluss 

des Bezugsrechts wird eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht. Auch ist bei 

Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der 

Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne 

Weiteres gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit 

zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 
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Der Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen Bezugsrechtsausschluss 

ausgegebenen Aktien entfällt, darf insgesamt 10% des Grundkapitals weder im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung über-

schreiten. In diesem Rahmen hält es der Gesetzgeber den Aktionären für zumutbar, ihre 

Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. Auf diese Begrenzung von 

10% des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die in unmittelbarer oder entsprechen-

der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit der Ermächtigung 

ausgegeben oder veräußert wurden; ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die von der Ge-

sellschaft zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben werden 

können oder auszugegeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Lauf-

zeit des Genehmigten Kapitals 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden 

(wechselseitige Anrechnung). Diese Anrechnungen dienen dem Schutz der Aktionäre, 

um die Verwässerung ihrer Beteiligung möglichst gering zu halten. 

Das Anrechnungsmodell ermöglicht es, dass auch bei einer Verknüpfung von Kapital-

maßnahmen und der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Opti-

onsrechten bzw. –pflichten und/oder der Veräußerung eigener Aktien die Beteiligungs-

quote der Aktionäre um nicht mehr als 10% verwässert wird. Im Übrigen haben die Akti-

onäre auf Grund des börsenkursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und aufgrund 

der größenmäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich 

die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu annä-

hernd gleichen Bedingungen über die Börse aufrecht zu erhalten. Es ist daher sicherge-

stellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG die Vermögens- und Beteiligungsinteressen bei einer Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, 

während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume er-

öffnet werden. 

(iii) Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Options- und Wandelschuldver-
  schreibungen 

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforderlich ist, um Inha-

bern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch 

deren nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder noch werden, bei 

Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs-

pflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie soweit es erforderlich 

ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wand-

lungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 

oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder noch wer-

den, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs-

pflichten als Aktionäre zustünde. 
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Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen hängt außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere 

auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Opti-

onsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen.  

Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibun-

gen bzw. der Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist 

es daher üblich, in die Anleihebedingungen sogenannte Verwässerungsschutzbestim-

mungen aufzunehmen, die die Berechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- 

oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu beziehenden Aktien schüt-

zen; die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die Anleihebedin-

gungen ist demgemäß auch in der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Er-

mächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungs-

recht bzw. -pflicht vorgesehen. Eine anschließende Aktienemission unter Gewährung 

des Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu 

einer solchen Wertverwässerung führen. Die erwähnten Verwässerungsschutzbestim-

mungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Ermäßigung 

des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren 

Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder 

Optionspflicht die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von 

der Gesellschaft auszugebenden Aktien erhöht. 

Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises ver-

meiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass 

den Berechtigten aus Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang ein-

geräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Options-

rechte bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Sie werden 

damit so gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

bzw. durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Be-

zugsangebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; 

sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits beteiligten Aktionäre – 

durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese zweite 

Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- 

bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung ei-

nes größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung 

bzw. der späteren Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. redu-

ziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den betei-

ligten Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung 

ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich 

lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in dem neben den beteiligten Aktionären auch 

den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Opti-

onspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird. 

Die vorliegende Ermächtigung gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Be-

zugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwi-

schen beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz wäh-

len zu können. 
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(iv) Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, 

insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mit-

telbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens-

gegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzernge-

sellschaften. 

Dadurch soll die Siltronic AG die Möglichkeit erhalten, Aktien der Gesellschaft in geeig-

neten Einzelfällen zur Erfüllung von Ansprüchen aus Vorbereitung, Durchführung, Voll-

zug oder Abwicklung von rechtsgeschäftlichen oder gesetzlichen Erwerbsvorgängen so-

wie von Unternehmenszusammenschlüssen ohne Beanspruchung der Börse schnell 

und flexibel anbieten zu können. Die Gesellschaft steht im globalen Wettbewerb. Sie 

muss jederzeit in der Lage sein, an den internationalen und regionalen Märkten im Inte-

resse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch, kurz-

fristig Unternehmen, Betriebe, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder 

sonstige Vermögensgegenstände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensge-

genständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesell-

schaften zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Als Gegenleistung 

kann die Gewährung von Aktien zweckmäßig oder sogar geboten sein, um die Liquidität 

zu schonen oder den Verkäufererwartungen zu entsprechen. Auch unter dem Gesichts-

punkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von Aktien statt Geld 

sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission von 

Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem ange-

messenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht.  

Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelation sicherstellen, dass die In-

teressen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und ein an-

gemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird. Die Börsennotierung der 

Gesellschaft bietet zudem grundsätzlich jedem Aktionär die Möglichkeit, seine Beteili-

gungsquote durch den Zuerwerb von Aktien zu erhöhen bzw. vor einer Verwässerung 

zu schützen. 

(v) Bezugsrechtsausschluss zur Durchführung einer Aktiendividende 

Das Bezugsrecht soll ferner zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip 

dividend) ausgeschlossen werden können, in deren Rahmen Aktien der Gesellschaft 

(auch teilweise- und/oder wahlweise) zur Erfüllung von Dividendenansprüchen der Akti-

onäre verwendet werden.  

Dadurch soll es der Gesellschaft ermöglicht werden, eine Aktiendividende zu optimalen 

Bedingungen auszuschütten. Bei einer Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, 

ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen An-

spruch auf Auszahlung der Dividende ganz oder teilweise als Sacheinlage in die Gesell-

schaft einzulegen, um im Gegenzug neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Aus-

schüttung einer Aktiendividende kann als Bezugsrechtsemission insbesondere unter Be-

achtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) 

und § 186 Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei Tage vor 

Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation aber 
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vorzugswürdig sein, die Ausschüttung einer Aktiendividende so auszugestalten, dass 

der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des 

allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug ge-

gen Einlage ihres Dividendenanspruchs anbietet und damit wirtschaftlich den Aktionären 

ein Bezugsrecht gewährt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf neue Aktien jedoch recht-

lich insgesamt ausschließt. 

Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Ausschüttung der Aktiendivi-

dende ohne die vorgenannten Beschränkungen des § 186 Abs. 1 und 2 AktG und damit 

zu flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen Aktionären die neuen 

Aktien angeboten werden und überschießende Dividendenbeträge durch Barzahlung 

der Dividende abgegolten werden, erscheint ein Bezugsrechtsausschluss in einem sol-

chen Fall gerechtfertigt und angemessen. 

(vi) Ausnutzung der Ermächtigung 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 bestehen derzeit 

nicht. Die hier vorgeschlagenen Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugs-

rechtsausschluss sind national und international üblich. Für alle hier vorgeschlagenen 

Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. 

Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Geneh-

migten Kapitals 2025 im Interesse der Gesellschaft ist; dabei wird er insbesondere auch 

prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzelfall sachlich gerechtfer-

tigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnut-

zung der Ermächtigung berichten. 

2. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8  

Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzierung sind wesentliche Grundlagen 

für die Weiterentwicklung der Siltronic AG und für ein erfolgreiches Auftreten am Markt. 

Durch die Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombi-

nationen dieser Instrumente) (zusammen im Folgenden auch „Schuldverschreibun-

gen“) kann die Gesellschaft je nach Marktlage und ihren Finanzierungsbedürfnissen at-

traktive Finanzierungsmöglichkeiten mit vergleichsweise niedriger Verzinsung nutzen, 

etwa um dem Unternehmen günstig Fremdkapital zukommen zu lassen. Zudem können 

durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen, gegebenenfalls ergänzend zum Einsatz 

anderer Instrumente wie einer Kapitalerhöhung, neue Investorenkreise erschlossen wer-

den. Ferner kommen der Gesellschaft die bei der Ausgabe von Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen erzielten Wandel- und Optionsprämien zugute. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung soll die Ermächtigung ersetzen, die in der Hauptver-

sammlung vom 26. Juni 2020 beschlossen wurde (die „Ermächtigung 2020“). Mit der 

Ermächtigung 2020 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

bis zum 25. Juni 2025 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen 

lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Ge-

winnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) im Gesamtnenn-

betrag von bis zu EUR 500.000.000,00 zu begeben. Die Ermächtigung 2020 wurde bis-

lang nicht ausgenutzt.  
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Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesellschaft auch künftig zu ermög-

lichen, Schuldverschreibungen gegebenenfalls auch unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeben zu kön-

nen. Die bestehende Ermächtigung 2020 soll aufgehoben und durch eine neue Ermäch-

tigung zur Begebung von Schuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts ersetzt werden (die „Ermächtigung 2025“). Die Ermächtigung 2025 

soll zur Begebung von Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 

500.000.000,00 ermächtigen, die ihre Inhaber oder Gläubiger nach näherer Maßgabe 

der Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachstehend zusammen „Anleihebedin-

gungen“) maximal zum Bezug von bzw. zur Wandlung in Aktien berechtigen bzw. ver-

pflichten, auf die rechnerisch nicht mehr als 10% des derzeit bestehenden und des im 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft 

entfallen. Die unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht es 

dem Vorstand zudem, die Schuldverschreibungen mit oder ohne Laufzeitbeschränkung 

sowie mit einer variablen Verzinsung auszustatten, wobei die Verzinsung vollständig 

oder teilweise von der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Divi-

dende der Gesellschaft abhängig sein kann. 

Die in der Ermächtigung 2025 vorgesehene Möglichkeit, bei Schuldverschreibungen 

auch eine Wandlungs- oder Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeiten 

vorzusehen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungsin-

strumente. 

Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen soll die Gesellschaft je nach Marktlage die 

deutschen oder internationalen Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die Schuldver-

schreibungen außer in Euro – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegen-

wert – auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes ausgeben können. Die 

Schuldverschreibungen können auch von in- oder ausländischen Gesellschaften, an de-

nen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des 

Kapitals beteiligt ist (im Folgenden auch „nachgeordnete Konzernunternehmen“), 

ausgegeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft 

die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern solcher 

Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu 

gewähren bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten in Aktien der Gesellschaft zu erfüllen 

sowie weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderliche Erklärungen abzugeben und 

Handlungen vorzunehmen. 

Das vorgeschlagene Bedingte Kapital 2025 soll dazu dienen, Aktien an die Gläubiger 

von Schuldverschreibungen ausgeben zu können, die gemäß der unter Tagesordnungs-

punkt 8 neu zu schaffenden Ermächtigung ausgegeben werden. Der Nennbetrag des 

Bedingten Kapitals 2025 entspricht 10% des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft. 

Die Ausgabe der neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital 2025 erfolgt zu dem nach 

Maßgabe der Ermächtigung 2025 in den Anleihebedingungen jeweils festzulegenden 

Wandlungs- oder Optionspreis. In der Ermächtigung 2025 werden gemäß § 193 Abs. 2 

Nr. 3 AktG lediglich die Grundlagen für die Festlegung des maßgeblichen Mindestaus-

gabebetrags bestimmt, so dass die Gesellschaft die notwendige Flexibilität bei der Fest-

legung der Konditionen erhält. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzu-
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führen, als von Wandlungs- oder Optionsrechten aus ausgegebenen Schuldverschrei-

bungen Gebrauch gemacht wird oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen 

Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte 

bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch andere Erfüllungsformen, insbeson-

dere die Lieferung von eigenen Aktien oder die Ausgabe von Aktien aus genehmigtem 

Kapital, bedient werden. 

Den Aktionären steht bei der Begebung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 

oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht grundsätzlich ein Bezugsrecht 

zu (§ 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Werden die Schuldver-

schreibungen von einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Siltronic AG bege-

ben, hat die Siltronic AG die Gewährung des Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzu-

stellen. Um die Abwicklung zu erleichtern, können die Schuldverschreibungen gemäß 

§ 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder mehreren Kreditinstituten oder Unter-

nehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen wer-

den, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Werden 

die Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten Konzernunternehmen ausgege-

ben, hat die Gesellschaft die Gewährung des Bezugsrechts für ihre Aktionäre nach Maß-

gabe der vorstehenden Sätze sicherzustellen. 

Dabei soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gestattet sein, das Be-

zugsrecht auch teilweise als unmittelbares und im Übrigen als mittelbares Bezugsrecht 

auszugestalten. So kann es insbesondere zweckmäßig und aus Kostengründen im Inte-

resse der Gesellschaft sein, einem bezugsberechtigten Großaktionär, der die Abnahme 

einer festen Anzahl von (Teil-)Schuldverschreibungen im Voraus zugesagt hat, diese 

Schuldverschreibungen unmittelbar zum Bezug anzubieten, um insoweit die bei einem 

mittelbaren Bezugsrecht für die Gesellschaft anfallenden Gebühren der Emissionsban-

ken zu vermeiden. Für die Aktionäre, denen die Schuldverschreibungen im Wege des 

mittelbaren Bezugsrechts angeboten werden, liegt darin keine inhaltliche Beschränkung 

ihres Bezugsrechts. 

Im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen soll der Vorstand – mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats – in den in der Ermächtigung im Einzelnen dargelegten Fällen ermäch-

tigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

(i) Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen 

Der Vorstand soll zunächst ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-

zugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des 

Bezugsrechts soll ein praktikables Bezugsverhältnis ermöglichen und damit die techni-

sche Abwicklung der Begebung von Schuldverschreibungen erleichtern. Der Wert der 

Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Schuldver-

schreibungen ohne Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dagegen regelmä-

ßig wesentlich höher. Die aufgrund der Spitzenbeträge vom Bezugsrecht ausgeschlos-

senen Schuldverschreibungen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 

Ausschluss des Bezugsrechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabilität und erleich-

terten Durchführung einer Emission. 
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(ii) Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 
Barleistung 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht auszuschließen, wenn bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Bar-

zahlung der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten, insbe-

sondere finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht we-

sentlich unterschreitet. 

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlus-

ses kann zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse kurzfristig wahrnehmen und 

Schuldverschreibungen schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzie-

ren zu können. Die bei Einräumung eines Bezugsrechts für die Aktionäre erforderliche 

zweiwöchige Bezugsfrist (entsprechend § 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleich-

bar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen 

der Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, 

wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist.  

Bei Einräumung eines Bezugsrechts verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige 

Bezugspreis bzw. bei Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten 

bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten die endgültigen Konditionen der Schuldver-

schreibungen spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben werden. 

Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage 

bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine 

erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig ent-

sprechende Sicherheitsabschläge bei der Festlegung der Konditionen der Schuldver-

schreibungen erforderlich; dies führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die 

Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführten Platzie-

rung der Schuldverschreibungen. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen 

der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugsberech-

tigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschlie-

ßende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechtsausschluss dadurch ge-

wahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter ihrem theoretischen 

Marktwert ausgegeben werden dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugs-

rechts auf beinahe Null sinkt. Der Beschluss sieht daher vor, dass der Vorstand vor Aus-

gabe der Schuldverschreibungen zur Auffassung gelangt sein muss, dass der vorgese-

hene Ausgabebetrag zu keiner nennenswerten Verwässerung des Werts der Aktien 

führt. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, sachkun-

digen Rat einzuholen, kann er sich der Unterstützung durch Experten, z.B. durch die die 

Emission begleitenden Konsortialbanken, eine unabhängige Investmentbank oder einen 

Sachverständigen, bedienen, die in geeigneter Form bestätigen, dass eine nennens-

werte Verwässerung des Anteilswerts nicht zu erwarten ist. Unabhängig von der Prüfung 

durch den Vorstand ist eine marktgerechte Konditionenfestsetzung im Fall der Durch-

führung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Eine nennenswerte Verwässe-

rung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss tritt somit nicht ein. 
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Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt nur für Schuldverschreibungen 

mit Rechten auf Aktien oder Pflichten zum Bezug von Aktien, auf die ein anteiliger Betrag 

des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10% des Grundkapitals entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. In diesem Rahmen hält es der Gesetzgeber den Aktionären für zumutbar, 

ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. Auf diese Begrenzung 

von 10% des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) in direkter oder entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder veräußert werden, oder (ii) 

zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungspflichten aus Schuld-

verschreibungen ausgegeben werden, sofern die entsprechenden Schuldverschreibun-

gen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden. Diese Anrechnungen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung 

ihrer Beteiligung möglichst gering zu halten. 

iii) Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 
 Sachleistung 

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 

Sachleistung auszuschließen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen oder sonstigen Ver-

mögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 

Konzerngesellschaften, sofern der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Ver-

hältnis zum Marktwert der Schuldverschreibungen steht. 

Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die Schuldverschreibungen als Akquisitions-

währung eingesetzt werden können, um gezielt bestimmte Vermögensgegenstände, Un-

ternehmen, Unternehmensteile oder -beteiligungen zu erwerben. Die Gesellschaft wird 

dadurch in die Lage versetzt, insbesondere in Kombination mit anderen Finanzierungs-

instrumenten oder einer Begebung von Schuldverschreibungen gegen Barleistung flexi-

bel zu agieren und auf entsprechende Forderungen der Verkäufer zu reagieren.  

Die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung setzt voraus, dass der 

Wert der Sachleistungen im Zeitpunkt der Ausgabe der Schuldverschreibungen mindes-

tens dem Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen entspricht. Daher erwächst der 

Gesellschaft durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung kein 

Nachteil. Vielmehr schafft diese Möglichkeit zusätzliche Flexibilität und erhöht die Wett-

bewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Vorstand wird im Einzelfall 

sorgfältig prüfen, ob er von der Begebung von Schuldverschreibungen gegen Sachleis-

tung Gebrauch machen wird. Er wird diese Möglichkeit nur nutzen, wenn diese im wohl-

verstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 
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(iv) Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Options- und Wandelschuldver-
 schreibungen 

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, bei der Ausgabe von Schuldverschreibun-

gen das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch insoweit 

auszuschließen, als dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Options-

pflichten, die von der Gesellschaft oder einer nachgeordneten Konzerngesellschaft aus-

gegeben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie 

es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde. 

Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen hängt außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere 

auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Opti-

onsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. Zur Sicherstellung einer er-

folgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der Vermeidung 

eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die An-

leihebedingungen so genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die 

die Berechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund 

einer Wertverwässerung der zu beziehenden Aktien schützen; die Aufnahme solcher 

Verwässerungsschutzbestimmungen in die Anleihebedingungen ist demgemäß auch in 

der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht 

und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) 

vorgesehen. Eine anschließende Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten unter Gewäh-

rung des Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise 

zu einer solchen Wertverwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre 

attraktiv auszugestalten und die Abnahme sicherzustellen, werden die betreffenden 

Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bei Einräumung eines Bezugsrechts in der 

Regel zu günstigeren Konditionen ausgegeben, als es ihrem Marktwert entspräche. Dies 

führt zu einer entsprechenden Wertverwässerung. Die erwähnten Verwässerungs-

schutzbestimmungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine 

Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer 

späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wand-

lungs- oder Optionspflicht die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die 

Zahl der von der Gesellschaft auszugebenden Aktien erhöht. 

Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises ver-

meiden lässt, gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass 

den Berechtigten aus Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf nachfolgend ausgegebene Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 

ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 

ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Sie werden damit so gestellt, als wä-

ren sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwa-
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iger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär gewor-

den und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die Wertver-

wässerung somit – wie alle bereits beteiligten Aktionäre – durch den Wert des Bezugs-

rechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese zweite Alternative der Gewährung von 

Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermä-

ßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen Mittelzu-

flusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung 

einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem 

Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den beteiligten Aktionären zugute, so 

dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr 

Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem 

Umfang, in dem neben den beteiligten Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende Ermächti-

gung gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Bezugsrechtsemission in Abwä-

gung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten 

Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz zu wählen. 

(v) Ausnutzung der Ermächtigung und Sonstiges 

Um die Aktionäre möglichst weitgehend vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung zu 

schützen, darf die Summe der Aktien, die aufgrund der Ausnutzung der Ermächtigung 

2025 zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht bzw. 

-pflicht unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden können, 

unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit der 

Ermächtigung 2025 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben 

werden, einen rechnerischen Anteil von 10% des Grundkapitals nicht übersteigen, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 2025 noch im Zeit-

punkt ihrer Ausnutzung (wechselseitige Anrechnung).  

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen 

Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Die hier 

vorgeschlagenen Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 

sind national und international üblich. Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugs-

rechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. Der Vorstand wird 

zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermäch-

tigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen im Interesse der Gesellschaft ist; dabei 

wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Ein-

zelfall sachlich gerechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversamm-

lung über jede Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 
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3. Angaben über den unter Tagesordnungspunkt 9 zur Wahl vorgeschlage-

nen Aufsichtsratskandidaten 
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München, im April 2025  

 

Siltronic AG 

Der Vorstand 


